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Stellungnahme der Wirtschaftskammer Österreich zur SNT-VO Gas 2012 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Wirtschaftskammer Österreich dankt für den zur Verfügung gestellten Novellierungsent-

wurf der Regulierungskommission der Energie-Control über die Anpassung der Systemnut-

zungstarife für Erdgas und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Das von der Energie-Control durchgeführte Kostenprüfungsverfahren hat unterschiedliche 

Auswirkungen auf die Systemnutzungstarife in Österreich.  

 

Insbesondere in Oberösterreich sind die Auswirkungen unterschiedlich. So soll dort der Durch-

leitungstarif für einen Haushalts-Musterkunden mit 15.000 kWh in Netzebene 3 um 1,79 Pro-

zent reduziert werden, während Großkunden mit knapp 90 Mio. kWh Jahresverbrauch in Netz-

ebene 2 um  0,96 Prozent ab 1. Jänner 2012 mehr bezahlen müssten.  

 

Die Energie-Control begründet die Änderung der Gas-Systemnutzungstarife mit geänderten 

Voraussetzungen bei der Kostenwälzung zum vorgelagerten Erdgasnetz. In der Kostenwälzung 

wurde die Regelung weitergeführt, dass Kapazitätszukäufe aus dem Transit, die sich zur Be-

darfsabdeckung einem Netzbereich direkt zuordnen lassen auch direkt auf den betroffenen 

Netzbereich überwälzt werden. 
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Netzbetreiber 2012 2011 2010 

WIEN ENERGIE Gasnetz GmbH 20.297.367 € 17.652.035 € 15.698.405 € 

EVN Netz GmbH  7.343.534 € 8.949.456 € 11.943.777 € 

BEGAS-Burgenländische Erdgas-
versorgungs-AG  1.952.592 € 1.664.690 € 

1.575.370 € 

Gasnetz Steiermark GmbH  1.450.732 € 1.772.478 € 1.009.444 € 

OÖ. Ferngas Netz GmbH  14.269.373 € 11.660.990 € 8.226.201 € 

KELAG Netz GmbH  1.479.810 € 1.432.958 € 1.271.673 € 

Salzburg Netz GmbH  2.540.379 € 2.286.087 € 2.383.104 € 

 
 

Die von der OÖ Ferngas AG für die Netzebene 1 zu entrichtenden Ausgleichszahlungen wurden 

von 11,661 Mio. Euro im Jahr 2011 auf 14,269 Mio. Euro im Jahr 2012 um knapp 22,4 Prozent 

erhöht, während die Kosten für die übrigen österreichischen Netzbetreiber nur geringfügig 

erhöht wurden. In Niederösterreich und in der Steiermark ist diese Kostenposition sogar ge-

sunken.  

 

Allein im Zeitraum von 2010 bis 2012 sind die Kosten des vorgelagerten Leitungsnetzes für 

Oberösterreich um 22,3 Prozent angestiegen. Bei der Kostenwälzung wurde ein Großteil des 

vorgelagerten Gasnetzes den oberösterreichischen Netzbetreibern zugeordnet. Da von den 

bestehenden Großkunden in Oberösterreich kaum zusätzliche Leitungsinvestitionen verursacht 

wurden, ist diese massive Steigerung der Nettozahlungen nicht gerechtfertigt.  

 

Vielmehr wird die geänderte Kostenzuordnung der Netzebene 1 durch den Ausbau der West- 

und Südschiene ausgelöst. Die Kostenbasis der bestehenden Netze hat sich kaum verändert. 

Die Buchwerte der bestehenden Leitungen sinken, die Finanzierungskosten fallen. Wenn zu-

sätzliche Netzkapazitäten ausgebaut werden, so sind diese nach dem Verursacherprinzip pri-

mär durch die begünstigten neuen Kunden zu finanzieren. Eine Aufteilung der von den neuen 

Marktteilnehmern verursachten zusätzlichen Kosten auf die bestehenden Kunden ist un-

gerecht und wirkt stark wettbewerbsverzerrend.  

 

Weiter muss berücksichtigt werden, dass der weitaus überwiegende Anteil der österreichi-

schen Gasspeicher in Oberösterreich liegt. Die Unterbrechung der Erdgaslieferung zu Beginn 

der letzten beiden Jahre hat drastisch vor Augen geführt, dass diese Gasspeicher für die Ver-

sorgungssicherheit in ganz Österreich und darüber hinaus in unseren Nachbarländern immense 

Bedeutung besitzen. Es ist daher nicht einzusehen, dass die in Netzebene 1 anfallenden Kos-

ten für die Einspeicherung von Erdgas alleine von den oberösterreichischen Erdgaskunden ge-

tragen werden sollen. 
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Die Wirtschaftskammer Österreich drängt daher auf eine stärkere Sozialisierung und Überwäl-

zung der Kosten des vorgelagerten Netzes auf alle Netzbetreiber und lehnt die vorgesehene 

Anhebung der Netztarife für Großkunden in Netzebene 2 grundsätzlich ab.  

 

Zu den Bestimmungen im Einzelnen 

 

Zu § 2 Begriffsbestimmungen 

 

Die bereits vor drei Jahren eingeführte Verrechnung einer ganzjährigen Mindestverrechnungs-

leistung ist aus netztechnischen Überlegungen prinzipiell nachvollziehbar, weil das Erdgasnetz 

überwiegend Fixkosten verursacht. 

 

Aus Kundensicht ist diese Regelung aber auf massive Kritik gestoßen. So wird durch die Min-

destleistung ein Großteil der Kunden, welche Erdgas überwiegend für Heizzwecke nutzen, 

benachteiligt. Aber auch Anwendungen, welche Erdgas antizyklisch vorwiegend im Sommer 

einsetzen, werden teurer. In der Praxis trifft dies z.B. auf Getreidetrocknungsanlagen oder 

Asphaltmischanlagen zu, wenn diese fallweise noch bis Mitte November Erdgas beziehen. Die 

Verrechnung einer ganzjährigen Mindestleistung unabhängig vom tatsächlichen Verbrauch 

entspricht auch nicht dem Prinzip der Kostenorientierung. 

 

Der Energie-Control wurde die Auswirkung dieser Regelung bereits mehrmals anhand einer 

Getreidetrocknungsanlage verdeutlicht. Diese Anlagen laufen üblicherweise nur von Anfang 

September bis Mitte November. Bei einer bestehenden Anlage mit einer Höchstleistung von 

knapp 13,4 MW entstehen Mehrkosten in Höhe von rund EUR 9.230,00 was einer Verteuerung 

der Netzkosten um 59,7 Prozent entspricht. In ganz Österreich dürfte es etwa 30 bis 50 sol-

cher Anlagen unterschiedlicher Größenordnungen mit Gasbefeuerung geben. 

 

Die Fahrweise der Getreidetrocknung ist abhängig von der Witterung und kann von den Unter-

nehmen nicht beeinflusst werden. Ein Lösungsansatz könnte sein, die Wintermonate von Ok-

tober bis Dezember nochmals zu unterteilen und die Mindestverrechnungsleistung nur anteilig 

zu verrechnen. Eine derartige Regelung würde die Problematik auch bei Asphaltmischanlagen 

entspannen. Für die Getreidetrocknung wäre eine zusätzliche Lösung, die Mindestleistung für 

die Sommermonate auf den Zeitraum bis Mitte November auszudehnen.  
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Zu § 9 Abs. 5 Kostenwälzung 

 

Wie bereits dargestellt, ist die von der Energie-Control vorgesehene Kostenwälzung nicht ak-

zeptabel. Gerade in Oberösterreich wurde die seit mehreren Jahrzehnten bestehende Erdgas-

Infrastruktur unter maßgeblicher Beteiligung der oberösterreichischen Industrie aufgebaut 

und finanziert. Diese Unternehmen haben sich auch bei jeder anstehenden Leistungserhöhung 

an den Kosten für das vorgelagerte Netz beteiligt. Für diese Betriebe ist es daher nicht ver-

tretbar, dass die vorrangig von den Unternehmen finanzierten Netze von der Allgemeinheit 

genutzt werden, ohne den Unternehmen diese Vorleistungen anzurechnen. 

 

Um eine kostenverursachungsgerechte Zuordnung der Kosten der Netzebene 1 in der 

Regelzone Ost zu gewährleisten, müssen die tatsächlichen Gegebenheiten wie etwa die nutz-

baren Kapazitäten und die daraus resultierenden Konsequenzen berücksichtigt werden. 

 

 Die Wirtschaftskammer Österreich ersucht um Berücksichtigung der vorgebrachten Anliegen 

und um entsprechende Überarbeitung des Verordnungsentwurfes. Für Rückfragen stehen wir 

gerne zur Verfügung. 

 
 
 

Freundliche Grüße 
 
 
 
 
Dr. Christoph Leitl Mag. Anna Maria Hochhauser 

Präsident                                                                                    Generalsekretär 


